
 

Niederschrift über die 

Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen 

Öffentlicher Teil 
 

Sitzungsdatum: Mittwoch, 02.06.2021 

Beginn: 19:30 Uhr 

Ende 20:45 Uhr (Gesamtsitzungsende 23:10 Uhr) 

Ort: Bürgersaal des Rathauses Denklingen, 

Rathausplatz 1, 86920 Denklingen 

Aktenzeichen 0241-43121 

 

 

Anwesenheitsliste 

Erster Bürgermeister 

Braunegger, Andreas    

Zweiter Bürgermeister 

Walter, Norbert    

Mitglieder 

Ahmon, Martin    

Hefele, Simon    

Heinen, Walter    

Killmann, Michaela    

Martin, Wolfgang    

Müller, Stefan    

Stahl, Anton    

Steinle, Florian    

Schriftführer 

Hartmann, Johann    

 

Abwesende und entschuldigte Personen: 

Mitglieder 

Egner, Stephan    

Kößl, Herbert    

Reichhart, Barbara    

Sporer, Markus    

Wölfl, Regina    
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TAGESORDNUNG 
 

 

Öffentlicher Teil 

 

1. Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinde-

ratssitzung am 12.05.2021 

01/2021/2048 

2. Brunnen des Zweckverbandes zur Wasserversorgung Gennach-

Hühnerbach-Gruppe neben dem Brunnen der Gemeinde Denklingen 

im Stubental - Zustimmung zum Antrag auf Erlaubnis zur Grundwas-

serentnahme und zum Antrag auf Erweiterung d. Trinkwasserschutz-

gebietes 

01/2021/2049 

3. Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung 

des Nachtragsangebots Nr. 1 

01/2021/2050 

4. Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung 

des Nachtragsangebots Nr. 2 

01/2021/2051 

5. Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung 

des Nachtragsangebots Nr. 3 

01/2021/2052 

6. Neubau des Bürger- und Vereinszentrums - Malerarbeiten - Vergabe 

der Arbeiten 

01/2021/2053 

7. Neubau des Bürger- und Vereinszentrums -Sonnenschirme nebst 

Zubehör - Vergabe der Arbeiten 

01/2021/2054 

8. Neubau des Bürger- und Vereinszentrums - Trennwände - Vergabe 

der Arbeiten 

01/2021/2061 

9. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 33. Flächennutzungs-

planänderung; Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 

Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschlä-

ge; 

01/2021/2041 

10. Dreiunddreißigste Flächennutzungsplanänderung — Billigungs- und 

Auslegungsbeschluss; Verfahren §§ 3(2) 4(2) BauGB 

01/2021/2043 

11. Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Bebauungsplan „Hirschvo-

gel Automotive Group II; Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 

1 und § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ Be-

schlussvorschläge; 

01/2021/2042 

12. Bebauungsplan „Hirschvogel Automotive Group II„ - Billigungs- und 

Auslegungsbeschluss; Verfahren §§ 3(2) 4(2) BauGB 

01/2021/2044 

13. Bebauungsplan „Photovoltaik – Ökostrom 24„; Satzungsbeschluss 01/2021/2047 

14. Isolierte Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes 01/2021/2046 
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„An der Obstwiese„ zur Verlängerung des Garagendaches – Fl.Nr. 

1290/17 Gemarkung Denklingen – An der Obstwiese 17 

15. Beschaffungen für die gemeindlichen Feuerwehren 01/2021/2055 

 

Erster Bürgermeister Andreas Braunegger eröffnet um 19:30 Uhr die Sitzung des 

Gemeinderates und stellt die ordnungsgemäße und fristgerechte Ladung sowie die Be-

schlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 

Des Weiteren erkundigt er sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. Es werden kei-

ne vorgetragen. 

  

Öffentliche Sitzung 
 

TOP  1 Genehmigung des Protokolls des öffentlichen Teils der Gemeinderatssit-

zung am 12.05.2021 

 

Sachverhalt: 

 

Das Protokoll des öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung am 12.05.2021 ist den Ge-

meinderatsmitgliedern durch Veröffentlichung im Gremieninformationssystem folgender 

Anwendungen bekannt: „SessionNet“ und „Mandatos“  

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat genehmigt dieses Protokoll.  

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  2 Brunnen des Zweckverbandes zur Wasserversorgung Gennach-

Hühnerbach-Gruppe neben dem Brunnen der Gemeinde Denklingen im 

Stubental - Zustimmung zum Antrag auf Erlaubnis zur Grundwasserent-

nahme und zum Antrag auf Erweiterung d. Trinkwasserschutzgebietes 

 

Sachverhalt: 

 

Die Vertreter des Zweckverbandes zur Wasserversorgung Gennach-Hühnerbach-Gruppe 

erläutern anhand eines digitalen Vortrages die diesbezüglichen Maßnahmen; diese sind 

auch aus den Anlagen zu dieser Beschlussvorlage ersichtlich. Herr Dr. Huber von der Hyd-

roConsult GmbH aus Augsburg, der die Anlagen der Gemeinde Denklingen betreute, ist 

ebenfalls anwesend.  

 

Beschluss: 
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Vorbehaltlich der noch über die zukünftige Zusammenarbeit zu schließenden vertraglichen 

Vereinbarungen, die ebenfalls der Genehmigung durch den Gemeinderat bedürfen, stimmt 

der Gemeinderat den oben beschriebenen Maßnahmen und Anträgen zu.  

 

 

 

Abstimmung: Ja 9  Nein 1  Anwesend 10   

 

 

TOP  3 Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung des 

Nachtragsangebots Nr. 1 

 

Sachverhalt: 

 

 Sh. beiliegende Dateien 

 

 Das Nachtragsangebot wurde durch das Ingenieurbüro Steinbacher Consult aus 

Neusäß dem Grunde und der Höhe nach geprüft. 

 

 Gegenstand des Nachtragsangebots: Schacht- und Anschlussarbeiten, TV-

Untersuchung 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Nachtragsangebot vom 01.04.2021 der Strommer 

Tiefbau GmbH aus Schongau. Die Nachtragssumme beträgt 15.207,96 Euro brutto. Der 

Gemeinderat beschließt, dass dieses Nachtragsangebot zu genehmigen und anzunehmen 

ist.    

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  4 Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung des 

Nachtragsangebots Nr. 2 

 

Sachverhalt: 

 

 Sh. beiliegende Dateien 

 

 Das Nachtragsangebot wurde durch das Ingenieurbüro Steinbacher Consult aus 

Neusäß dem Grunde und der Höhe nach geprüft. 

 

 Gegenstand des Nachtragsangebots: Wasserleitungsarbeiten 
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Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Nachtragsangebot vom 01.04.2021 der Strommer 

Tiefbau GmbH aus Schongau. Die Nachtragssumme beträgt 1.897,92 Euro brutto. Der 

Gemeinderat beschließt, dass dieses Nachtragsangebot zu genehmigen und anzunehmen 

ist.    

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  5 Erschließung des Baugebiets "Unter der Halde II" - Genehmigung des 

Nachtragsangebots Nr. 3 

 

Sachverhalt: 

 

 Sh. beiliegende Dateien 

 

 Das Nachtragsangebot wurde durch das Ingenieurbüro Steinbacher Consult aus 

Neusäß dem Grunde und der Höhe nach geprüft. 

 

 Gegenstand des Nachtragsangebots: Straßenbauarbeiten 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Nachtragsangebot vom 01.04.2021 der Strommer 

Tiefbau GmbH aus Schongau. Die Nachtragssumme beträgt 6.290,99 Euro brutto. Der 

Gemeinderat beschließt, dass dieses Nachtragsangebot zu genehmigen und anzunehmen 

ist.    

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  6 Neubau des Bürger- und Vereinszentrums - Malerarbeiten - Vergabe der 

Arbeiten 

 

Sachverhalt: 

 

Die Ausschreibung für die diesbezüglichen Bauarbeiten ist abgeschlossen.  

 

Die Angebotssituation stellt sich wie folgt dar:  

 

Europaweite Ausschreibung – Es konnten 4 Angebote in die Wertung mit folgenden Wer-

tungssummen kommen.  

 

 Firma Thomas Demharter aus Dillingen  52.396,89 Euro 
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 Bieter 2      62.104,23 Euro 

 Bieter 3      83.664,74 Euro 

 Bieter 4      97.797,89 Euro 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Vergabevorschlag des Ingenieurbüros Michael Ried-

le aus Hohenfurch und beschließt, dass der Firma Thomas Demharter aus Dillingen der 

Auftrag zu erteilen ist, zum Angebotspreis von 52.396,89 Euro brutto die ausgeschriebenen 

und angebotenen Leistungen auszuführen.   

 

Abstimmung: Ja 8  Nein 2  Anwesend 10   

 

 

TOP  7 Neubau des Bürger- und Vereinszentrums -Sonnenschirme nebst Zube-

hör - Vergabe der Arbeiten 

 

Sachverhalt: 

 

Für die Sonnenschirme liegen zwischenzeitlich 2 Angebote vor. Da wir das Fabrikat May 

festgelegt hatten, besteht wie auch bei anderen Großschirmherstellern Gebietsschutz, und 

so ist es fast unmöglich, mehrere Angebote zu erhalten. Für alle Schirme ist das Paket mit 

Beleuchtung und Heizstrahlern mit im Angebot, sowie alles an Kleinzubehör, was man 

braucht. Die Schirmhülsen selbst liefert der Außenanlagenbauer.  

 

Die Angebotssituation stellt sich wie folgt dar (Freihändige Vergabe):  

 

 TEAK&MORE aus O-

derding  39.285,78 Euro 

 Bieter 2 

 40.229,64 Euro 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Vergabevorschlag der Arche Architekten aus Kirch-

berg in Tirol und beschließt, dass der Firma TEAK&MORE aus Oderding der Auftrag zu 

erteilen ist, zum Angebotspreis von 39.285,78 Euro brutto die ausgeschriebenen und ange-

botenen Leistungen auszuführen.  

 

Abstimmung: Ja 8  Nein 2  Anwesend 10   

 

 

TOP  8 Neubau des Bürger- und Vereinszentrums - Trennwände - Vergabe der 

Arbeiten 
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Sachverhalt: 

 

Anfragt wurden 3 Fachfirmen. Es wurden zunächst von allen 3 Firmen Angebote abgege-

ben, die jedoch noch mehrmals aufgrund der Raumgestaltung umgearbeitet werden muss-

ten. Angefragt waren die Firmen Dorma-Hüppe, Hufcor und Abopart. Die Firma Hufcor hat 

vor kurzem ihr Angebot wieder zurückgezogen. Nach Überprüfung und mehrmaliger Über-

arbeitung sind die beiden verbleibenden Angebote nun vergleichbar.   

 

Die Angebotssituation stellt sich wie folgt dar (Freihändige Vergabe):  

 

 Firma Abopart aus Bad 

Zwischenahn  49.071,60 Euro 

 Bieter 2 

 58.654,86 Euro 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Vergabevorschlag der Arche Architekten aus Kirch-

berg in Tirol und beschließt, dass der Firma Abopart aus Bad Zwischenahn der Auftrag zu 

erteilen ist, zum Angebotspreis von 49.071,60 Euro brutto die ausgeschriebenen und ange-

botenen Leistungen auszuführen.  

 

Abstimmung: Ja 8  Nein 2  Anwesend 10   

 

 

TOP  9 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 33. Flächennutzungsplanände-

rung; Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

eingegangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschläge; 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat Denklingen hat am 17.02.2021 den Aufstellungsbeschluss für die Aufstel-

lung der 33. Änderung des Flächennutzungsplanes gefasst. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 (1) BauGB fand im Rahmen der Ausle-

gung der Planunterlagen (Entwurf in der Fassung vom 29.01.2021, gebilligt in der Sitzung 

vom 17.02.2021) im Rathaus Denklingen vom 18.02.2021 bis 01.04.2021 statt.  

Die Öffentlichkeit hatte dabei die Gelegenheit zur Stellungnahme.  

 

Mit E-Mail vom 18.02.2021 wurden die Träger öffentlicher Belange aufgefordert, zum Ent-

wurf in der Fassung vom 29.01.2021 bis zum 01.04.2021 gemäß § 4 (1) BauGB Stellung zu 

nehmen. Die Frist wurde auf Antrag des Wasserwirtschaftsamtes Weilheim bis zum 

16.04.2021 verlängert. 
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Folgende 49 Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck 
- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten 
- Gemeinde Altenstadt 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Bidingen 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Hohenfurch 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Osterzell 
- Gemeinde Reichling 
- Gemeinde Schwabsoien 
- Gemeinde Vilgertshofen 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech 
- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Lechwerke AG, Augsburg 
- Markt Kaltental 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München 
- Regionaler Planungsverband München 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 
 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 9 von 62 

Im Rahmen der Beteiligung der Bürger sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

 

Von folgenden 24 Behörden, bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Ver-

fahren § 4 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen abgegeben: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, E-Mail vom 
23.03.2021 

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren, Stellungnahme vom 22.03.2021 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, E-Mail vom 25.02.2021 
- Gemeinde Altenstadt, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 11.03.2021 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, E-Mail vom 

15.03.2021 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech, Stellungnahme 

vom 11.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech, Schreiben 

vom 02.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, E-

Mail vom 03.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Schreiben vom 25.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Schreiben vom 30.03.2021 
- Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 
- Markt Kaltental, Stellungnahme vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Schreiben vom 25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Schreiben vom 

25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben vom 23.02.2021 
- Regionaler Planungsverband München, E-Mail vom 01.03.2021 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 19.02.2021 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 13.04.2021 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 

Schreiben vom 19.02.2021 
 

Folgende 16 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben zwar eine Stel-

lungnahme abgegeben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht, die be-

schlussmäßig zu behandeln wären: 

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren, Stellungnahme vom 22.03.2021 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, E-Mail vom 25.02.2021 
- Gemeinde Altenstadt, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 11.03.2021 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, E-Mail vom 

15.03.2021 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech, Stellungnahme 

vom 11.03.2021 
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- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, E-
Mail vom 03.03.2021 

- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 
Schreiben vom 30.03.2021 

- Markt Kaltental, Stellungnahme vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Schreiben vom 25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Schreiben vom 

25.02.2021 
- Regionaler Planungsverband München, E-Mail vom 01.03.2021 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 19.02.2021 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 

Schreiben vom 19.02.2021 
 

Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen liegen von folgenden 8 

Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange vor: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, E-Mail vom 
23.03.2021 

- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech, Schreiben 

vom 02.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Schreiben vom 25.03.2021 
- Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben vom 23.02.2021 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 13.04.2021 
 

Zur Information: Keine Äußerung ist eingegangen von folgenden 25 Behörden bzw. sonsti-

gen Trägern öffentlicher Belange: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Bidingen 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Reichling 
- Gemeinde Vilgertshofen 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
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- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 
 

 

Beschluss: 

 

Würdigung der Stellungnahmen: 

 

Im Folgenden werden die wesentlichen Aussagen der eingegangenen Stellungnahmen ge-

würdigt und Beschlussvorschläge formuliert. 

Die Stellungnahmen werden dem Gemeinderat als Anhang zur Verfügung gestellt. 

 

 

A Stellungnahmen im Rahmen der Bürgerbeteiligung 
Es sind keine Stellungnahmen eingegangen (siehe oben). 

 

 

B Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

 

Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange, die zwar eine Stellungnahme abgegeben ha-

ben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht haben (siehe o.a. Auflistung): 

 

Beschluss: 

Die Stellungnahmen der oben aufgeführten Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange 

werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf die Planung sind nicht ersichtlich. 

 

 

C Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen 

 

1) Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 23.03.2021 

 

Das Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten teilt mit, dass mit der 33. Flächennut-

zungsplanänderung grundsätzlich Einverständnis besteht. 

 

Im Rahmen der Bauphase muss die uneingeschränkte Nutzung der angrenzenden land-

wirtschaftlichen Flächen gegeben sein. Hierzu zählt auch, dass die Zufahrten zu den an-

grenzenden Flächen gewährleistet sind bzw. sichergestellt werden. 

 

Die durch ordnungsgemäße Landbewirtschaftung auftretenden Emissionen (z.B. Staub bei 

der Bodenbearbeitung, Ernte, etc.) sind zu dulden. 

 

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Durch die Flächennutzungsplanänderung geht ein Wirtschaftsweg auf 

Flurstück Nr. 1687 Gemarkung Denklingen verloren, allerdings ist dieser an ein Wegesys-
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tem angeschlossen, welches die Erreichbarkeit der durch den Weg erschlossenen Felder 

von Osten aus ermöglicht. Der sich so ergebende Umweg von ca. 1 km wird als hinnehm-

bar eingestuft. Die ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Emissionen werden geduldet, 

die Auswirkungen dieser auf das Planungsgebiet werden durch die Eingrünung gemindert. 

 

 
2) Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 
Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zu o.a. Bebauungsplanaufstellungsverfahren sowie zu o.g. Flächennut-

zungsplanänderung der Gemeinde Denklingen. Im Rahmen der o.g. Verfahren ist die 

Schaffung einer neuen Industriegebietsfläche GI gemäß § 9 BauNVO mit knapp 2,5 ha 

Größe, im Wesentlichen die Fl.Nrn. 1686 und 1686/1 umfassend, als Erweiterung des Be-

triebsgeländes der Fa. Hirschvogel Automotive Group nun nach Süden beabsichtigt. Hier ist 

neben der Errichtung von Stellplätzen ganz im Nordosten der Neubau einer Logistik- und 

Fertigungshalle an der Dr.-Manfred-Hirschvogel-Straße (LL17) vorgesehen, die Gebäude-

architektur gliedert sich an die des restlichen Werks an und es wurden Emissionsbeschrän-

kungen aufgenommen.  

 

Das Vorhaben zur Unterstützung der Belange eines ortsansässigen Unternehmens durch 

Schaffung geeigneter Flächen für eine betriebliche Weiterentwicklung ist von unserer Seite 

zu befürworten; wir weisen allerdings, wie auch im Planentwurf und Umweltbericht ver-

merkt, darauf hin, dass östlich des bestehenden Werksgeländes ein Vorranggebiet für Bo-

denschätze – Kies und Sand Nr. 700 situiert ist. Wir bitten darum sicher zu stellen, dass für 

das Vorhaben Beeinträchtigungen künftiger oder in Planung befindlicher Kiesabbauflächen 

sowie der betrieblichen Aktivitäten bei bestehenden Anlagen und Gewerbebetrieben in der 

Umgebung seitens der Gemeinde Denklingen ausgeschlossen werden können, d.h. es also 

diese in keiner Weise negativ tangiert. 

  

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Das ca. 500 m nordöstlich gelegene Vorranggebiet Nr. 700 und dessen 

Belange wurde in der Planung berücksichtigt, es ergibt sich keine Einschränkung eines 

künftigen Abbaus der Kiesvorkommen durch die Änderung des Flächennutzungsplans. 

 

 

3) Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 

Das Sichtfeld zur Kreisstraße reicht nicht aus. 

 

Beschluss: 
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Kenntnisnahme. In der Flächennutzungsplanänderung sind hierzu keine Änderungen vor-

zunehmen, die Sichtfelder werden in der Bebauungsplanaufstellung behandelt. 

 

 

4) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Schreiben v. 02.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 

Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssystems 

(ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdächtigen Flächen 

mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen bekannt, die in ne-

gativer Weise auf die Wirkungsbereiche Boden – Mensch und Boden - Grundwasser in den 

Geltungsbereichen der Flächennutzungsplanung und des Bebauungsplanes einwirken kön-

nen. Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die sich aus einer 

gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen, oder Auffäl-

ligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der Baumaßnahmen der Nutzung bekannt wer-

den, so sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 und § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu berücksichtigen. 

In diesem Fall ist die untere Abfall-/Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG und Art 

1 Satz 1 und 2 i.V. mit Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren Maßnahmen wie 

Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 30 BayAbfG i. V. m. § 10 

Abs. 2 Nrn. 5-8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen 

nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisversorgung und ggfs. nachfolgende Beweissiche-

rungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 i.V. m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unte-

ren Abfall-/Bodenschutzbehörde abzustimmen. 

 

Beschluss:  

Kenntnisnahme. Die Anmerkungen zum Bodenschutz und zum Umgang mit Altlasten wer-

den in der Bebauungsplanaufstellung behandelt. 

 

 

5) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Schreiben v. 

25.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht besteht Einverständnis mit der vorgelegten Planung. 

 

Zu der Nr. 8.2 der Festsetzungen des Bebauungsplanes: 

 

Die Emissionskontingente sind in dB(A) ohne Lehrzeichen anzugeben. Die korrekte Schreib-

weise muss beachtet werden. Außerdem muss der Bezug angegeben werden (Bezug pro m²). 

Also muss es in der Festsetzung 8.2 wie folgt lauten: 

 

LEK Tag……................................ 60 dB(A) / m² 

LEK Nacht………………………… 52 dB(A) / m² 
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Beschluss: 

Kenntnisnahme. Dies wird in der Bebauungsplanaufstellung korrigiert. 

 

 
6) Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Gegen die Änderung des Bebauungsplans bestehen unsererseits keine Einwände, wenn 

weiterhin der Bestand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung 

gewährleistet ist und nachstehende Belange berücksichtigt werden. 

 

Bestehende 1-kV-Kabelleitungen 

 

Vorsorglich weisen wir auf verlaufende 1-kV-Kabelleitungen unserer Gesellschaft im Gel-

tungsbereich hin. 

Diese sind im beiliegenden Kabellageplan dargestellt.  

 

Der Schutzbereich sämtlicher Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen und ist 

von einer Bebauung sowie tiefwurzelnden Bepflanzung freizuhalten. Wir bitten um Beach-

tung des beigelegten Kabelmerkblattes „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel“. 

 

Bestehende 20-kV-Freileitung S6 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches verläuft unsere 20-kV-Leitung S6. Diese ist im beiliegen-

den Ortsnetzplan dargestellt. Der Schutzbereich der Freileitung beträgt 8,00 m beiderseits 

der Trasse. 

 

Nachdem es sich um eine Hauptversorgungsleitung handelt, ist der Bestand weiterhin zu 

gewährleisten. Ein Leitungsabbau ist von unserer Seite nicht vorgesehen.  

 

Wir machen darauf aufmerksam, dass innerhalb des Leitungsschutzbereiches die Errich-

tung von Bauwerken im Allgemeinen nicht zulässig ist. Ausnahmen können zugelassen 

werden, wenn die in den Vorschriften der Freileitungsnorm DIN EN 50423 und die Bestim-

mungen DIN VDE 0105 (Arbeiten im Spannungsbereich) geforderten Mindestsicherheitsab-

stände eingehalten werden.    

 

Beschränkungen und Hinweise innerhalb der Leitungsschutzzone 

 

Wir bitten folgende Beschränkungen und Hinweise innerhalb des Leitungsschutzberei-

ches zu beachten: 

 

- Innerhalb des Schutzbereiches müssen die einschlägigen Vorschriften der DIN 

EN 50423 (vormals VDE-Vorschrift 0210) beachtet werden; insbesondere ist 

nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in Spannungsnähe immer ein Schutzabstand 
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von mindestens 3,00 m zu den unter Spannung stehenden Leiterseilen einzuhal-

ten. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung des Schutzabstandes ist für die 

am Bau Beschäftigten lebensgefährlich. 

 

- Bei Verwendung eines Bau- oder Autokranes außerhalb des Schutzbereiches der 

genannten Leitung muss durch geeignete, von der Baufirma zu treffende Maß-

nahmen sichergestellt werden, dass ein Einschwingen des Kranseiles und der 

angeschlagenen Lasten in den Schutzbereich der Leitung unter allen Umstän-

den unterbleibt. Der Standort eines Baukrans ist deshalb entsprechend zu wäh-

len. 

 
- Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitungen sind wegen der damit 

verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische An-

lagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV A3) der Berufsgenossenschaft 

Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse einzuhalten. 

 

Die Ausführungen des beigelegten Merkheftes für Baufachleute sind zu beachten.  

 

Allgemeiner Hinweis 

 

Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbunde-

nen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Be-

triebsmittel DGUV (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro einzu-

halten. 

 

Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelauskunft 

eingeholt werden.  

Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Buchloe Kontakt aufzunehmen. 

 

Betriebsstelle Buchloe  

Bahnhofstraße 13 

86807 Buchloe 
Ansprechpartner: stv. Betriebstellenleiter Herr Michael Dürr 

Tel.: 08241/5002-386 

E-Mail: michael.duerr@lew-verteilnetz.de 

 

Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ abge-

rufen werden. 

 

Unter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt werden, sind wir 

mit der Änderung des Bebauungsplanes einverstanden. 

 

mailto:michael.duerr@lew-verteilnetz.de
https://geoportal.lvn.de/apak/
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Beschluss: 

Kenntnisnahme. Die Existenz der 1 kV Leitung wird in der zeichnerischen Darstellung ver-

merkt. Der Umgang mit einer Bebauung bzw. Bepflanzung im Bereich der Leitungsschutz-

zonen wird durch die Bebauungsplanaufstellung geregelt. 

 

 
7) Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben v. 23.02.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Bei der Aufstellung und Änderung von Flächennutzungsplänen sind für den durch die Ge-

meinde sicherzustellenden Brandschutz – Art. 1 des Bayer. Feuerwehrgesetzes – der 

Löschwasserbedarf nach dem Ermittlungs- und Richtwertverfahren des ehemaligen Bayer. 

Landesamtes für Brand- und Katastrophenschutz festzustellen ggf. durch den Ausbau der 

abhängigen Wasserversorgung (Hydrantennetz) entsprechend den Technischen Regeln 

des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 

und W 405 – und /oder der unabhängigen Wasserversorgung (z.B. unterirdische Lösch-

wasserbehälter nach DIN 14 230 o.ä.) bei Bedarf im Benehmen mit dem Kreisbrandrat zu 

überprüfen und zu sichern. 

 

Im Übrigen verweisen wir auf die „Planungshilfen für die Bauleitplanung“, Fassung 

2018/2019, herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Ver-

kehr, insbesondere auf den Abschnitt II 3.2 Nr. 32 – Brandschutz-. 

Wir haben uns nur aus der fachlichen Sicht des Brandschutzes geäußert und diese Äuße-

rung innerhalb der Regierung nicht angestimmt.  

 

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Der Brandschutz wird im Bebauungsplan behandelt. 

 

 

8) Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 13.04.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Unter Berücksichtigung der wasserwirtschaftlichen Stellungnahme zum Bebauungsplan 

„Hirschvogel Automotive Group II“ bestehen gegen die 33. Änderung des Flächennut-

zungsplanes keine wasserwirtschaftlichen Bedenken. 

 

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Die weiteren Anmerkungen werden im Bebauungsplan behandelt. 

 

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  10 Dreiunddreißigste Flächennutzungsplanänderung — Billigungs- und Aus-
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legungsbeschluss; Verfahren §§ 3(2) 4(2) BauGB 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat Denklingen hat in der Sitzung vom 02.06.2021 über die im Verfahren 

nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf der 

33. Flächennutzungsplanänderung in der Fassung vom 29.01.2021 beraten und entschie-

den. Auf die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 02.06.2021 

wird verwiesen.  

Die Unterlagen wurden überarbeitet.  

Der geänderte Planentwurf inkl. Begründung und Umweltbericht in der Fassung vom 

02.06.2021 liegen dem Gemeinderat vor (vgl. beiliegende Planfassung inkl. Begründung 

und beiliegenden Umweltbericht in der Fassung vom 02.06.2021). 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Anhörungsverfahren nach § 4 Abs. 1 Baugesetz-

buch, von der Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch und von der Beteiligung 

der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 Baugesetzbuch.  

 

Des Weiteren billigt der Gemeinderat den von der Landschaftsarchitekten und Stadtplaner 

GmbH Terrabiota, Kaiser-Wilhelm-Straße 13, 82319 Starnberg ausgearbeiteten Plan zur 

dreiunddreißigsten Flächennutzungsplanänderung in der Fassung vom 02.06.2021 und die 

diesbezügliche Begründung nebst Umweltbericht in der Fassung vom 02.06.2021 mit den 

jeweils beschlossenen Änderungen. Dieser Plan zur dreiunddreißigsten Flächennutzungs-

planänderung inkl. Begründung nebst Umweltbericht sind nach Maßgabe des § 3 Abs. 2 

Baugesetzbuch öffentlich auszulegen. 

 

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  11 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); Bebauungsplan „Hirschvogel 

Automotive Group II; Behandlung der im Verfahren nach § 3 Abs. 1 und § 

4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ Beschlussvorschläge; 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat Denklingen hat am 17.02.2021 den Aufstellungsbeschluss für die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes „Hirschvogel Automotive Group“ gefasst. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 (1) BauGB fand im Rahmen der Ausle-

gung der Planunterlagen (Entwurf in der Fassung vom 29.01.2021, gebilligt in der Sitzung 

vom 17.02.2021) im Rathaus Denklingen vom 18.02.2021 bis 01.04.2021 statt.  

Die Öffentlichkeit hatte dabei die Gelegenheit zur Stellungnahme.  
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Mit E-Mail vom 18.02.2021 wurden die Träger öffentlicher Belange aufgefordert, zum Ent-

wurf in der Fassung vom 29.01.2021 bis zum 01.04.2021 gemäß § 4 (1) BauGB Stellung zu 

nehmen. Die Frist wurde auf Antrag des Wasserwirtschaftsamtes Weilheim bis zum 

16.04.2021 verlängert. 

 

Folgende 49 Träger öffentlicher Belange wurden beteiligt: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck 
- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten 
- Gemeinde Altenstadt 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Bidingen 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Hohenfurch 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Osterzell 
- Gemeinde Reichling 
- Gemeinde Schwabsoien 
- Gemeinde Vilgertshofen 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech 
- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Lechwerke AG, Augsburg 
- Markt Kaltental 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München 
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- Regionaler Planungsverband München 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 
 

Im Rahmen der Beteiligung der Bürger sind keine Stellungnahmen eingegangen. 

 

Von folgenden 24 Behörden, bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Ver-

fahren § 4 Abs. 2 BauGB Stellungnahmen abgegeben: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, E-Mail vom 
23.03.2021 

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren, Stellungnahme vom 22.03.2021 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, E-Mail vom 25.02.2021 
- Gemeinde Altenstadt, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 11.03.2021 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, E-Mail vom 

15.03.2021 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech, Stellungnahme 

vom 11.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech, Schreiben 

vom 02.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, E-

Mail vom 05.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Schreiben vom 25.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Schreiben vom 30.03.2021 
- Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 
- Markt Kaltental, Stellungnahme vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Schreiben vom 25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Schreiben vom 

25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben vom 23.02.2021 
- Regionaler Planungsverband München, E-Mail vom 01.03.2021 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 19.02.2021 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 13.04.2021 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 

Schreiben vom 19.02.2021 
 

Folgende 14 Behörden bzw. sonstige Träger öffentlicher Belange haben zwar eine Stel-

lungnahme abgegeben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht, die be-

schlussmäßig zu behandeln wären: 

- Bayerischer Bauernverband, Kaufbeuren, Stellungnahme vom 22.03.2021 
- Bischöfliche Finanzkammer, Augsburg, E-Mail vom 25.02.2021 
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- Gemeinde Altenstadt, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Hohenfurch, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Gemeinde Osterzell, Stellungnahme vom 11.03.2021 
- Gemeinde Schwabsoien, Stellungnahme vom 04.03.2021 
- Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, München, E-Mail vom 

15.03.2021 
- Kreisheimatpflegerin, Dr. Heide Weißhaar-Kiem, Landsberg am Lech, Stellungnahme 

vom 11.03.2021 
- Markt Kaltental, Stellungnahme vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Bergamt Südbayern, München, Schreiben vom 25.02.2021 
- Regierung von Oberbayern, Höhere Planungsbehörde, München, Schreiben vom 

25.02.2021 
- Regionaler Planungsverband München, E-Mail vom 01.03.2021 
- Staatliches Bauamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 19.02.2021 
- Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Bonn, 

Schreiben vom 19.02.2021 
 

Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen liegen von folgenden 10 

Behörden bzw. sonstigen Trägern öffentlicher Belange vor: 

- Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Fürstenfeldbruck, E-Mail vom 
23.03.2021 

- Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech, Schreiben 

vom 02.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, E-

Mail vom 05.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Schreiben vom 25.03.2021 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Schreiben vom 30.03.2021 
- Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 
- Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben vom 23.02.2021 
- Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail vom 13.04.2021 
 

Zur Information: Keine Äußerung ist eingegangen von folgenden 25 Behörden bzw. sonsti-

gen Trägern öffentlicher Belange: 

- Amt für ländliche Entwicklung, München 
- Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, Referat B Q, München 
- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung München 
- Bund Naturschutz, Kreisgruppe Landsberg am Lech 
- Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Geschäftsbereich Verwaltungsaufgaben, Nürn-

berg 
- DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung München 
- Deutsche Post, Immobilienservice GmbH, München 
- Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, Kempten 
- Gemeinde Apfeldorf 
- Gemeinde Bidingen 
- Gemeinde Fuchstal 
- Gemeinde Kinsau 
- Gemeinde Reichling 
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- Gemeinde Vilgertshofen 
- Katholisches Pfarramt Denklingen 
- Katholisches Pfarramt Epfach 
- Kreishandwerkerschaft, Landsberg am Lech 
- Kreisjugendring Landsberg am Lech 
- Landesbund für Vogelschutz Bayern e.V., Schondorf am Ammersee 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Abt. Gesundheit und Prävention, Landsberg am Lech 
- Landratsamt Landsberg am Lech, Kreisjugendamt, Landsberg am Lech 
- E.ON Wasserkraft GmbH, Werksleitung Lech, Landsberg am Lech 
- Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München 
- Vermessungsamt Landsberg am Lech 
- Zweckverband zur Abwasserbeseitigung der Fuchstalgemeinden, Denklingen 
 

 

Beschluss: 

 

Würdigung der Stellungnahmen: 

 

Im Folgenden werden die wesentlichen Aussagen der eingegangenen Stellungnahmen ge-

würdigt und Beschlussvorschläge formuliert. 

Die Stellungnahmen werden dem Gemeinderat als Anhang zur Verfügung gestellt. 

 

 

A Stellungnahmen im Rahmen der Bürgerbeteiligung 
Es sind keine Stellungnahmen eingegangen (siehe oben). 

 

 

B Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

 

Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange, die zwar eine Stellungnahme abgegeben ha-

ben, jedoch weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht haben (siehe o.a. Auflistung): 

 

Beschluss: 

Die Stellungnahmen der oben aufgeführten Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange 

werden zur Kenntnis genommen.  

Auswirkungen auf die Planung sind nicht ersichtlich. 

 

 

C Beschlussmäßig zu behandelnde Anregungen bzw. Einwendungen 

 

1) Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 23.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 

Das Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten teilt mit, dass mit der 33. Flächennut-

zungsplanänderung grundsätzlich Einverständnis besteht. 
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Im Rahmen der Bauphase muss die uneingeschränkte Nutzung der angrenzenden land-

wirtschaftlichen Flächen gegeben sein. Hierzu zählt auch, dass die Zufahrten zu den an-

grenzenden Flächen gewährleistet sind bzw. sichergestellt werden. 

 

Die durch ordnungsgemäße Landbewirtschaftung auftretenden Emissionen (z.B. Staub bei 

der Bodenbearbeitung, Ernte, etc.) sind zu dulden. 

 

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Durch die Bebauungsplanaufstellung geht ein Wirtschaftsweg auf Flur-

stück Nr. 1687 Gemarkung Denklingen verloren, allerdings ist dieser an ein Wegesystem 

angeschlossen, welches die Erreichbarkeit der durch den Weg erschlossenen Felder so-

wohl in Verlängerung der Wernher-von-Braun-Str. von Südwesten, als auch von Südosten 

und Nordosten aus ermöglicht. So ergibt sich kein nennenswerter Umweg. Die ordnungs-

gemäßen landwirtschaftlichen Emissionen werden geduldet, die Auswirkungen dieser auf 

das Planungsgebiet werden durch die Eingrünung gemindert. 

 

 
2) Handwerkskammer für München und Oberbayern, München, Schreiben vom 01.04.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 
Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für die Möglichkeit zur 

Stellungnahme zu o.a. Bebauungsplanaufstellungsverfahren sowie zu o.g. Flächennut-

zungsplanänderung der Gemeinde Denklingen. Im Rahmen der o.g. Verfahren ist die 

Schaffung einer neuen Industriegebietsfläche GI gemäß § 9 BauNVO mit knapp 2,5 ha 

Größe, im Wesentlichen die Fl.Nrn. 1686 und 1686/1 umfassend, als Erweiterung des Be-

triebsgeländes der Fa. Hirschvogel Automotive Group nun nach Süden beabsichtigt. Hier ist 

neben der Errichtung von Stellplätzen ganz im Nordosten der Neubau einer Logistik- und 

Fertigungshalle an der Dr.-Manfred-Hirschvogel-Straße (LL17) vorgesehen, die Gebäude-

architektur gliedert sich an die des restlichen Werks an und es wurden Emissionsbeschrän-

kungen aufgenommen.  

 

Das Vorhaben zur Unterstützung der Belange eines ortsansässigen Unternehmens durch 

Schaffung geeigneter Flächen für eine betriebliche Weiterentwicklung ist von unserer Seite 

zu befürworten; wir weisen allerdings, wie auch im Planentwurf und Umweltbericht ver-

merkt, darauf hin, dass östlich des bestehenden Werksgeländes ein Vorranggebiet für Bo-

denschätze – Kies und Sand Nr. 700 situiert ist. Wir bitten darum sicher zu stellen, dass für 

das Vorhaben Beeinträchtigungen künftiger oder in Planung befindlicher Kiesabbauflächen 

sowie der betrieblichen Aktivitäten bei bestehenden Anlagen und Gewerbebetrieben in der 

Umgebung seitens der Gemeinde Denklingen ausgeschlossen werden können, d.h. es also 

diese in keiner Weise negativ tangiert. 

  

Beschluss:  

Kenntnisnahme. Das ca. 500 m nordöstlich gelegene Vorranggebiet Nr. 700 und dessen 

Belange wurden in der Planung berücksichtigt, es ergibt sich keine Einschränkung eines 

künftigen Abbaus der Kiesvorkommen durch die Aufstellung des Bebauungsplans. 
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3) Landratsamt Landsberg am Lech, Sg. „Kreiseigener Tiefbau“, Landsberg am Lech, Stel-

lungnahme vom 31.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungahme: 

 

Das Sichtfeld zur Kreisstraße reicht nicht aus. 

 

Beschluss: 

Die Schenkellänge der Sichtdreiecke wird entsprechend der beidseitig geltenden, zulässi-

gen Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h auf 200 m vergrößert. Aus südlicher Richtung 

wird die Geschwindigkeit zwar unmittelbar vor der Zufahrt zum Planungsgebiet auf 80 km/h 

verringert, für das nötige Sichtfeld werden dennoch die davor geltenden 100 km/h ange-

setzt. Die in die Straßenböschung gepflanzten Linden im Bereich des südlichen Sichtdrei-

ecks werden vom kreiseigenen Tiefbau Landsberg am Lech unterhalten, für eine entspre-

chende Aufastung wird gesorgt. Das nördliche Sichtdreieck fällt aufgrund des Kurvenver-

laufs der LL17 zum Teil auf die westlich an die Straße angrenzenden Äcker. Diese Flächen 

werden im Bebauungsplan, entsprechend ihrer Nutzung, als „Flächen für die Landwirt-

schaft“ festgesetzt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans wird entsprechend erweitert. 

 

 

4) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Abfallbehörde, Landsberg am Lech, Schreiben 

v. 02.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponieinformationssystems 

(ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech sind keine gefahrenverdächtigen Flächen 

mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahrenpotentialen bekannt, die in ne-

gativer Weise auf die Wirkungsbereiche Boden – Mensch und Boden - Grundwasser in den 

Geltungsbereichen der Flächennutzungsplanung und des Bebauungsplanes einwirken kön-

nen. Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die sich aus einer 

gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen, oder Auffäl-

ligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der Baumaßnahmen der Nutzung bekannt wer-

den, so sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 und § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB zu berücksichtigen. 

In diesem Fall ist die untere Abfall-/Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG und Art 

1 Satz 1 und 2 i.V. mit Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren Maßnahmen wie 

Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 30 BayAbfG i. V. m. § 10 

Abs. 2 Nrn. 5-8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- und Entsorgungsmaßnahmen 

nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisversorgung und ggfs. nachfolgende Beweissiche-

rungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 i.V. m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unte-

ren Abfall-/Bodenschutzbehörde abzustimmen. 

 

Beschluss:  

Kenntnisnahme. Auf die Mitteilungspflicht an das Landratsamt gem. Art. 1 BayBodSchG 

wird in Ziffer B 11 des Bebauungsplanentwurfs hingewiesen, allerdings wurde nicht auf de 
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Mitteilungspflicht an die untere Abfall-/Bodenschutzbehörde verwiesen. Die in der Stellung-

nahme aufgeführten Punkte werden in Hinweis B11 aufgenommen. 

 

 

5) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Bauaufsichtsbehörde, Landsberg am Lech, E-

Mail v. 05.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Gegen den Entwurf des Bebauungsplans bestehen von hier aus keine Bedenken. Uns ist ledig-

lich ein Widerspruch in den Festsetzungen aufgefallen.  

Nach der Nr. 3.5.2 der Festsetzungen beträgt die maximale erreichbare Gesamthöhe baulicher 

Anlagen einschließlich Dachaufbauten etc. 19,0 m, in Nr. 5.1 wird die Gesamthöhe auf 18 m 

beschränkt. Dieser Widerspruch sollte bereinigt werden.  

 

Beschluss: 

Anpassung. Zur Klarstellung wird eine Überschreitung der zulässigen Wandhöhe (von 15 

m) um max. 3 m festgesetzt. 

 

 

6) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Immissionsschutzbehörde, Landsberg am 

Lech, Schreiben v. 25.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Aus immissionsschutzfachlicher Sicht besteht Einverständnis mit der vorgelegten Planung. 

 

Zu der Nr. 8.2 der Festsetzungen des Bebauungsplanes: 

 

Die Emissionskontingente sind in dB(A) ohne Lehrzeichen anzugeben. Die korrekte Schreib-

weise muss beachtet werden. Außerdem muss der Bezug angegeben werden (Bezug pro m²). 

Also muss es in der Festsetzung 8.2 wie folgt lauten: 

 

LEK Tag……................................ 60 dB(A) / m² 

LEK Nacht………………………… 52 dB(A) / m² 

 

 

Beschluss: 

Die in der Stellungnahme empfohlene, korrekte Formulierung wird in A 8.2 übernommen. 

 

 
7) Landratsamt Landsberg am Lech, Untere Naturschutzbehörde, Landsberg am Lech, 

Schreiben vom 30.03.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 
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Die untere Naturschutzbehörde stimmt dem Bebauungsplanentwurf im Grundsatz zu, weist je-

doch noch auf folgende Punkte hin: 

 

In der Begründung bzw. im Umweltbericht bitten wir nachfolgende Hinweise zu ergänzen: 

 

1. Bei allen Pflanzungen sind ausschließlich Gehölze mit Her-

kunftsnachweis zu verwenden (autochthone, bzw. gebietseigene Gehölze). Entspre-

chend der Lage des Landkreises Landsberg am Lech ist der Produktionsraum6.1 „Al-

penvorland“ (Vorkommensgebiet) nach dem Leitfaden des Bundesumweltministeriums 

zur Verwendung gebietseigener Gehölze 2012 zu wählen. Als Nachweis für die Verwen-

dung der autochthonen Gehölzqualität sind ein Lieferschein der Bezugsfirma sowie der 

Herkunftsnachweis (Zertifikat gemäß Mindeststandards der Zertifizierung gebietseigener 

Gehölze in Bayern) vorzulegen. 

 

2. Für die Einsaat der Ausgleichsfläche ist autochthones Saat-

gut im Sinne von Regiosaatgut zu verwenden. Die Ansaat soll in Herkunftsregion 8 AV 

erfolgen. In der Ansaatmischung dürfen nur Arten, Unterarten oder Varietäten enthalten 

sein, die unter der Internetadresse www.regionalisierte-pflanzenproduktion.de/artenfilter.htm 

für die jeweilige Herkunftsregion als geeignet gekennzeichnet sind.  

Die Erfüllung der o.g. Eigenschaften ist durch ein Zertifikat zu garantieren und sie muss 

nachweisbar sein (Vorlage des Zertifikats, Lieferschein, Rechnung). 

 

Im konkreten Fall sollen mit autochthonem Wildpflanzen-Saatgut der betroffenen Her-

kunftsregion angesät werden: magere Ausprägung einer Flachland-Mähwiese (Salbei-

Glatthaferwiese) für trockene bis frische Standorte, z.B. Artenmischung 02 „Fettwiese 

Herkunftsregion 8 AV von Rieger-Hofmann, Blaufelden oder vergleichbare Qualität 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 4c BauGB die Gemeinde verpflichtet ist, die Um-

setzung der Ausgleichsmaßnahmen zu überwachen.  

Ausgleichsflächen- und -maßnahmen sind auf der Ebene des Bebauungsplanes zeitnah 

nach Inkraftsetzung der Bebauungsplansatzung (1 Jahr) zu erbringen; 

 

Beschluss: 

Der geforderte Produktionsraum 6.1 für die geplanten Gehölzpflanzungen wird in Festset-

zung A 7.8 ergänzt, auf die Nachweispflicht durch ein geeignetes Zertifikat wird im Umwelt-

bericht unter Kapitel 3.3 hingewiesen. Die Herkunftsregionen für das Saatgut der Aus-

gleichsflächen wird in die Festsetzungen A 7.5 aufgenommen. Der Hinweis, dass die Ge-

meinde für die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen verantwortlich ist, und dass diese 

spätestens 1 Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans erbracht werden müssen, wird in 

Ziffer B 16 aufgenommen. Der Link zu der Liste der zulässigen Arten wird nicht übernom-

men, da dieser nicht länger gültig ist. Stattdessen wird auf die Vorschlagsliste in Hinweis B 

13 und 14 hingewiesen. 

 

 
8) Lechwerke AG, Augsburg, E-Mail vom 18.03.2021 

 

http://www.regionalisierte-pflanzenproduktion.de/artenfilter.htm
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Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Gegen die Änderung des Bebauungsplans bestehen unsererseits keine Einwände, wenn 

weiterhin der Bestand unserer Betriebsmittel zur Aufrechterhaltung der Stromversorgung 

gewährleistet ist und nachstehende Belange berücksichtigt werden. 

 

Bestehende 1-kV-Kabelleitungen 

 

Vorsorglich weisen wir auf verlaufende 1-kV-Kabelleitungen unserer Gesellschaft im Gel-

tungsbereich hin. 

Diese sind im beiliegenden Kabellageplan dargestellt.  

 

Der Schutzbereich sämtlicher Kabelleitungen beträgt 1,00 m beiderseits der Trassen und ist 

von einer Bebauung sowie tiefwurzelnden Bepflanzung freizuhalten. Wir bitten um Beach-

tung des beigelegten Kabelmerkblattes „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel“. 

 

Bestehende 20-kV-Freileitung S6 

 

Innerhalb des Geltungsbereiches verläuft unsere 20-kV-Leitung S6. Diese ist im beiliegen-

den Ortsnetzplan dargestellt. Der Schutzbereich der Freileitung beträgt 8,00 m beiderseits 

der Trasse. 

 

Nachdem es sich um eine Hauptversorgungsleitung handelt, ist der Bestand weiterhin zu 

gewährleisten. Ein Leitungsabbau ist von unserer Seite nicht vorgesehen.  

 

Wir machen darauf aufmerksam, dass innerhalb des Leitungsschutzbereiches die Errich-

tung von Bauwerken im Allgemeinen nicht zulässig ist. Ausnahmen können zugelassen 

werden, wenn die in den Vorschriften der Freileitungsnorm DIN EN 50423 und die Bestim-

mungen DIN VDE 0105 (Arbeiten im Spannungsbereich) geforderten Mindestsicherheitsab-

stände eingehalten werden.    

 

Beschränkungen und Hinweise innerhalb der Leitungsschutzzone 

 

Wir bitten folgende Beschränkungen und Hinweise innerhalb des Leitungsschutzberei-

ches zu beachten: 

 

- Innerhalb des Schutzbereiches müssen die einschlägigen Vorschriften der DIN 

EN 50423 (vormals VDE-Vorschrift 0210) beachtet werden; insbesondere ist 

nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in Spannungsnähe immer ein Schutzabstand 

von mindestens 3,00 m zu den unter Spannung stehenden Leiterseilen einzuhal-

ten. Jede auch nur kurzfristige Unterschreitung des Schutzabstandes ist für die 

am Bau Beschäftigten lebensgefährlich. 

 

- Bei Verwendung eines Bau- oder Autokranes außerhalb des Schutzbereiches der 

genannten Leitung muss durch geeignete, von der Baufirma zu treffende Maß-
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nahmen sichergestellt werden, dass ein Einschwingen des Kranseiles und der 

angeschlagenen Lasten in den Schutzbereich der Leitung unter allen Umstän-

den unterbleibt. Der Standort eines Baukrans ist deshalb entsprechend zu wäh-

len. 

 
- Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitungen sind wegen der damit 

verbundenen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische An-

lagen und Betriebsmittel DGUV Vorschrift 3 (BGV A3) der Berufsgenossenschaft 

Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse einzuhalten. 

 

Die Ausführungen des beigelegten Merkheftes für Baufachleute sind zu beachten.  

 

Allgemeiner Hinweis 

 

Bei jeder Annäherung an unsere Versorgungsleitung sind wegen der damit verbunde-

nen Lebensgefahr die Unfallverhütungsvorschriften für elektrische Anlagen und Be-

triebsmittel DGUV (BGV A3) der Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro einzu-

halten. 

 

Vor Beginn der Grabarbeiten muss durch die Baufirma eine entsprechende Kabelauskunft 

eingeholt werden.  

Wir bitten zu gegebener Zeit mit unserer Betriebsstelle Buchloe Kontakt aufzunehmen. 

 

Betriebsstelle Buchloe  

Bahnhofstraße 13 

86807 Buchloe 
Ansprechpartner: stv. Betriebstellenleiter Herr Michael Dürr 

Tel.: 08241/5002-386 

E-Mail: michael.duerr@lew-verteilnetz.de 

 

Eine detaillierte Kabelauskunft kann auch online unter https://geoportal.lvn.de/apak/ abge-

rufen werden. 

 

Unter der Voraussetzung, dass die genannten Punkte berücksichtigt werden, sind wir 

mit der Änderung des Bebauungsplanes einverstanden. 

 

mailto:michael.duerr@lew-verteilnetz.de
https://geoportal.lvn.de/apak/


Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 39 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 40 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 41 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 42 von 62 

 
 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 43 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 44 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 45 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 46 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 47 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 48 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 49 von 62 

 



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 50 von 62 

Beschluss: 

Kenntnisnahme. Die Existenz der 1 kV Leitung wird nun in Ziffer B 3 vermerkt. Die Lech-

werke AG wird als Nutzungsberechtigter der Leitung in Ziffer A 6.7.1 aufgenommen. Die 20 

kV Leitung mit ihren Masten und ihrer Schutzzone ist bereits im Bebauungsplanentwurf in 

der zeichnerischen Darstellung und mit den Ziffern A 6.7.2, B 4 und B 6 enthalten. Darüber 

hinaus wird bereits In Ziffer A 6.7.2 festgesetzt, dass vor einer Bebauung bzw. Bepflanzung 

im Bereich der Schutzzone der Leitung eine Verlegung derselben mit der Lechwerke AG als 

Leitungsbetreiberin abzustimmen ist. Dadurch kann vermieden werden, dass überhaupt 

Baumaßnahmen im Leitungsschutzbereich erforderlich werden. 

 

 
9) Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 10, München, Schreiben v. 23.02.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Bei der Aufstellung und Änderung von Bebauungsplänen sind für den durch die Gemeinde 

sicherzustellenden Brandschutz – Art. 1 des Bayer. Feuerwehrgesetzes – grundsätzlich 

folgende allgemeine Belange des abwehrenden Brandschutzes (Durchführung wirksamer 

Löscharbeiten und Rettung von Personen) zu überprüfen und bei Bedarf im Benehmen mit 

dem Kreisbrandrat durchzuführen. 

 

 

1) Das Hydrantennetz ist nach den Technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- 

und Wasserfaches e.V. (DVGW) – Arbeitsblätter W 331 und W405 – auszubauen. Ge-

gebenenfalls ist der Löschwasserbedarf nach den Ermittlungs- und Richtwertverfahren 

des ehem. Beyer. Landesamts für Brand- und Katastrophenschutz zu ermitteln. Der 

Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegenzuzeichnen. 

 

2) Die öffentlichen Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie hinsichtlich der Fahrbahn-

breite, Kurvenkrümmungsradien usw. mit den Fahrzeugen der Feuerwehr jederzeit und 

ungehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss dazu für Fahrzeuge bis 

16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Hierzu wird auch auf die DIN 14 090 „Flächen für die 

Feuerwehr auf Grundstücken“ verwiesen. 

Es muss insbesondere gewährleistet sein, dass Gebäude ganz oder mit Teilen in einem 

Abstand von höchstens 50 m von den öffentlichen Verkehrsflächen erreichbar sind. 

 

Bei Sackgassen ist darauf zu achten, dass die sog. „Wendehammer“ auch für Feuer-

wehrfahrzeuge benutzbar sind. Zur ungehinderten Benutzung ist ein Wendehammer von 

mind. 18 m, für Feuerwehreinsätze mit einer Drehleiter DL(K) 23-12 ein Durchmesser 

von mind. 21 m erforderlich. Gegebenenfalls sind Verkehrsbeschränkungen (Haltever-

bot) zu verfügen. 

 

3) Aus Aufenthaltsräumen von nicht zu ebener Erde liegenden Geschossen muss die Ret-

tung von Personen über zwei voneinander unabhängige Rettungswege gewährleistet 

sein. Bei baulichen Anlagen ohne besondere Art und Nutzung und einer Bauhöhe unter-

halb der Hochhausgrenze kann der zweite Rettungsweg auch über die Leitern der Feu-

erwehr sichergestellt werden, wenn die Feuerwehr über das erforderliche Rettungsgerät 
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(z.B. Drehleiter DL(K) 23-12 o.ä.) verfügt. Sofern innerhalb der Hilfsfrist von 10 Minuten 

der zweite Rettungsweg über entsprechend ausreichende Leitern der Feuerwehr nicht 

sichergestellt werden kann, sind zwei voneinander unabhängige bauliche Rettungswege 

(notwendige Treppen) erfoderlich. 

 

4) Bei Aufenthaltsräumen im Dachgeschoss müssen die notwendigen Fenster mit Leitern 

der Feuerwehr direkt anleiterbar sein (zweiter Rettungsweg). 

 

5) Die Feuerwehr ist bei der Ansiedlung von Industrie- und Gewerbebetrieben oder anderer 

besonderer Einrichtungen (z.B. Verwender von Radioisotopen o.ä.), die auf Grund der 

Betriebsgröße und –art und/oder der gelagerten, hergestellten oder zu verarbeitenden 

Stoffe (z.B. radioaktive Stoffe, Säuren, brennbare Flüssigkeiten, aggressive Gase etc.) 

einen besonderen Gefahrenschwerpunkt bilden, entsprechend auszurüsten. 

 

Im Übrigen verweisen wir auf die „Planungshilfen für die Bauleitplanung“, Fassung 

2018/2019, herausgegeben vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Ver-

kehr, insbesondere auf den Abschnitt II 3.2 Nr. 32 – Brandschutz-. 

Wir haben uns nur aus der fachlichen Sicht des Brandschutzes geäußert und diese Äuße-

rung innerhalb der Regierung nicht angestimmt.  

 

Beschluss: 

Zu 1) 

Im Planungsumgriff liegt ein Knotenpunkt der Denklinger Wasserversorgung, allerdings 

handelt es sich hierbei nur um einen Schieber. Dieser muss zu einem Hydrantenknoten-

punkt umgebaut werden.  Deshalb wird der Hinweis B 19 „Das Hydrantennetz ist nach den 

technischen Regeln der Arbeitsblättern W331 und W405 des Deutschen Vereins des Gas- 

und Wasserfaches (DVGW) auszubauen. Der Hydrantenplan ist vom Kreisbrandrat gegen-

zuzeichnen.“ in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Zu 2) 

Kenntnisnahme. Es werden keine neuen öffentlichen Verkehrswege im Zuge der Bebauungs-

planaufstellung geplant. Die bestehenden öffentlichen Verkehrswege sind bereits für Befahrung 

mit Löschzügen geeignet. Die Planung der Werkseigenen Verkehrsflächen wird im Zuge der 

Freiflächengestaltungsplanung erstellt, hierbei wird auf entsprechende Befahrbarkeit für Lösch-

fahrzeuge Rücksicht genommen. 

Zu 3) 

Kenntnisnahme. Die geplante Logistikhalle bietet voraussichtlich nur ein ebenerdiges Ge-

schoss. Da der Brandschutznachweis im Zuge der Eingabeplanung zu führen ist, wird die 

Fluchtwegplanung im Rahmen der Genehmigungsplanung des Bauvorhabens ausgearbeitet. 

Auf Ebene der Bebauungsplanaufstellung werden Möglichkeiten zur Fluchtwegbereitstellung 

geschaffen, indem um den Bauraum ein Freibereichspuffer von mindestens 3 m Abstand zur 

Eingrünung gelassen wird. So können Rettungswege in alle Richtungen angelegt werden. 

Zu 4) 

Kenntnisnahme. Es sind keine Dachgeschosse durch die Festsetzungen zulässig. 

Zu 5) 

Kenntnisnahme. In Festsetzung A 8.3 werden Anlagen und Betriebe, die mit gefährlichen Stof-

fen wie radioaktiven Substanzen, Säuren, brennbare Flüssigkeiten oder aggressiven Gasen 
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arbeiten, für unzulässig erklärt. Somit ergibt sich kein Erfordernis für eine zusätzliche Ausstat-

tung der gemeindlichen Feuerwehr, zumal es eine Werkseigene Feuerwehr gibt, die für die 

Werksspezifischen Anforderungen ausgerüstet ist. 

 

 

10) Wasserwirtschaftsamt Weilheim i.OB, E-Mail v. 13.04.2021 

 

Wortlaut der Stellungnahme: 

 

Zum genannten Bebauungsplan nimmt das Wasserwirtschaftsamt Weilheim als Träger öf-

fentlicher Belange wie folgt Stellung. Weitere Hinweise oder Anforderungen werden nicht 

vorgetragen. 

 

Unter Beachtung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen aus wasserwirtschaftlicher 

Sicht keine grundlegenden Bedenken gegen die vorliegende Bauleitplanung. 

 

Wir regen an, die Niederschlagswasserbeseitigung genauer zu konzeptionieren und die 

Möglichkeit einer multifunktionalen Nutzung von Flächen stärker zu berücksichtigen. 

 

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens um eine Ausfertigung des rechtskräftigen Be-

bauungsplanes als PDF-Dokument an poststelle@wwa-wm.bayern.de. 

Das Landratsamt Landsberg am Lech erhält eine Kopie des Schreibens. 

 

Stellungnahme 

 

1. Rechtliche und fachliche Hinweise und Empfehlungen 

Die Belange des Hochwasserschutzes und der –vorsorge, insbesondere die Vermeidung und 

Verringerung von Hochwasserschäden, sind in der Bauleitplanung zu berücksichtigen (§ 1 

Abs. 6 Nr. 12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV hat gemeinsam mit dem StMB eine Arbeitshilfe 

„Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ herausgegeben, wie die 

Kommunen dieser Verantwortung gerecht werden können und wie sie die Abwägung im 

Sinne des Risikogedankens und des Risikomanagements fehlerfrei ausüben können, s. 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf. 

 

1.1 Oberirdische Gewässer 

Oberirdische Gewässer sind im Umgriff des Bebauungsplans und seiner unmittelbaren 

Umgebung nicht vorhanden. 

 

1.2 Überflutungen infolge von Starkregen 

Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen 

kommen. Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. 

 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

 

mailto:poststelle@wwa-wm.bayern.de
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf
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„Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen: 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans Überflu-

tungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorgemaßnahmen zu 

treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kel-

lergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 25 cm über der 

Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten 

wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt wer-

den. 

 

1.3 Grundwasser 

Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. Allerdings 

liegen uns Grundwassergleichenpläne, die das Plangebiet überstreichen. Demnach dürfte 

der Grundwasserflurabstand im Plangebiet in etwa ab 32 m unter Gelände zu erwarten 

sein. 

Trotz der relativ großen Mächtigkeit der Grundwasserüberdeckenden Bodenschichten ist 

dennoch eine geringe Schutzwirkung dieser Deckschichten zu erwarten. In Verbindung mit 

der Lage des gegenständlichen Plangebiets im vermuteten weiteren Zustrombereich zum 

festgesetzten Wasserschutzgebiet „Lechmühlen“ der Gemeinde Vilgertshofen, ist daher dem 

vorsorgenden Boden- bzw. Grundwasserschutz eine besondere Bedeutung beizumessen. 

Hinweis: Wir bitten im Umweltbericht entsprechend um Überprüfung der Einstufung der 

Bedeutung des Schutzguts Wasser unter Einbeziehung der Lage im Zustrombereich sowie 

der gering durchlässigen Böden im Hinblick auf den Schutz des Grundwassers vor 

Verunreinigung. 

 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwasser ein-

greifen (z.B. Grundwasserabsenkungen durch Bauwasserhaltung, Herstellen von Grün-

dungspfählen oder Bodenankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durch-

führung mit der Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasser-

rechtlichen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.“ 

 

1.4 Altlasten und Bodenschutz 

 

1.4.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über weitere Altlasten, schädliche 

Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich vor. Dessen 

ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zuständigen 

Kreisverwaltungsbehörde unverzichtbar. 

 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
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„Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädli-

chen Bodenveränderung oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlags-

wasser muss in verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert 

werden. Alternativ ist ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungsfrei-

en, sickerfähigen Horizont vorzunehmen.“ 

 

1.4.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Durch das Vorhaben werden zwangsläufig Flächen versiegelt. Damit gehen für diese Flä-

chen wichtige Bodenfunktionen im Sinne des BBodSchG verloren. Zentrales Ziel des 

BBodSchG ist es, diese zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Die Eingriffsregelung des 

BNatSchG ist nach § 1a (3) BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. Das BNatSchG 

fordert zudem, dass Eingriffe in den Boden als Bestandteil des Naturhaushalts möglichst 

zu vermeiden, unvermeidbare Eingriffe auszugleichen sind. 

Um unvermeidbare Flächenversiegelungen zu reduzieren, wird empfohlen Flächen mehrfach 

zu nutzen – z.B. durch das Festsetzen, zumindest das Zulassen, von begrünten 

Flachdächern, um die Folgen der Flächenversiegelung teilweise zu kompensieren. Die 

Festsetzung unter Punkt 5.2 „Die Dacheindeckung erfolgt mit grünlich geschieferten 

Dachbahnen […]“ steht dem o.g. Grundsätzen dahingehend entgegen. 

Nach Baugesetzbuch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die 

vorhandenen Böden eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im 

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen durchzuführen. 

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere für Aushub und Zwischenlagerung zum 

Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen die Vorgaben der 

DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen. Zudem wird empfohlen, im Vorfeld von 

Baumaßnahmen mit einer Eingriffsfläche > 5.000 m² oder bei Böden mit hoher 

Funktionserfüllung oder besonders empfindlichen Böden eine bodenkundliche Baubegleitung 

einschließlich Bodenschutzkonzept, gemäß DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und 

Durchführung von Bauvorhaben vorzusehen. 

Die Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von Bauverzöge-

rungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn geplant 

werden. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz „Boden“ mit Verwertungskonzept 

empfohlen. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung 

von Bodenmaterial innerhalb der Baufläche. 

Vorschlag für Änderungen zum Plan: 

„Flachdächer (0 Grad-15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60% der Dachflä-

chen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer Substrat-

schicht von mindestens 10 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflanzen und so zu 

unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie können zuge-

lassen werden.“ 

Vorschläge für Hinweise zum Plan: 

„Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Ver-

geudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) 

oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben des §12 BBodSchV zu 
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verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von einem geeigneten Fachbüro ein Verwer-

tungskonzept erstellen zu lassen“ 

„Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, ge-

trennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und 

möglichst wieder seiner Nutzung zuzuführen.“ 

 

1.5 Wasserversorgung 

 

1.5.1 Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung 

Nach Angaben des Umweltberichts erfolgt die Trinkwasserversorgung über das öffentliche 

Netz. 

 

1.5.2 Lage zum Wasserschutzgebiet 

Das Vorhaben liegt im weiteren Zustrombereich der Trinkwasserversorgungsanlage der 

Gemeinde Vilgertshofen. Es befindet sich jedoch außerhalb des Wasserschutzgebiets. 

Bei der Planung der Niederschlagswasserbeseitigung ist jedoch zu berücksichtigen, dass 

aufgrund dessen nur eine Versickerung über die belebte Bodenzone zulässig ist. Dies gilt 

umso mehr, da sich im Bereich des Bebauungsplans hoch durchlässige Böden befinden, die 

sich an der Grenze der Zulässigkeit für eine Versickerung bewegen. Diesem Umstand ist eine 

hohe Bedeutung beizumessen und mit eventuell notwendigen Zusatzmaßnahmen zu 

begegnen. 

 

1.6 Abwasserbeseitigung 

 

1.6.1 Allgemeines 

Sofern vorhanden, ist das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist bei der 

Verwirklichung des Bebauungsplanes fortzuschreiben. Sofern nicht vorhanden, wird die 

Erstellung hiermit angeregt. 

 

1.6.2 Häusliches Schmutzwasser 

Die Abwasserbeseitigung erfolgt über den Anschluss an die gemeindliche Kanalisation nach 

Vorreinigung durch die werkseigene Abwasserreinigungsanlage. 

 

1.6.3 Industrielles Abwasser 

Einleitungen von nicht hausabwasserähnlichen Abwässern dürfen nur unter Einhaltung der 

Bestimmungen der jeweiligen Entwässerungssatzungen erfolgen. Weiterhin ist zu prüfen, ob 

für derartige Einleitungen zusätzlich eine Genehmigungspflicht nach § 58 WHG besteht. 

Die Zustimmung für die vorgenannten Einleitungen ist vorab in jedem Fall beim Betreiber der 

öffentlichen Abwasseranlage (Gemeinde und Abwasserzweckverband) einzuholen bzw. in 

Fällen, in denen der § 58 WHG zutrifft, bei der Kreisverwaltungsbehörde zu beantragen. 

 

Die entsprechenden Regelungen als Indirekteinleiter sind zu beachten. Wesentliche 

Änderungen der genehmigungspflichtigen Abwasseranlage- und -einleitung für 

nichthäusliches Abwasser sind wasserrechtlich zu beantragen. 
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1.6.4 Niederschlagswasser 

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. Eine ausreichende Durchlässigkeit wurde 
nach dem vorliegenden Umweltberichtsentwurf bei dem angrenzenden 

Bebauungsplangebiet (Hirschvogel Automotive Group) bereits mit 10-3 m/s nachgewiesen. 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das 

anfallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann. Der vorliegende 

Planentwurf sieht vor, Niederschlagswasser dezentral zu versickern zu versickern. In 

diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass Niederschlagswasser, vornehmlich 

über den bewachsenen Oberboden zu versickern ist und unterirdische 

Versickerungsanlagen, insbesondere ohne Filter, nur im Ausnahmefall zugelassen sind (s. 

DWA-M153). Aufgrund der hohen Durchlässigkeit und damit geringen Schutzfunktion der 

anstehenden Kiese und der Lage im weiteren Zustrom eines Wasserschutzgebiets ist der 

dazu notwendige Flächenbedarf im Bebauungsplan zu berücksichtigen. Eine entsprechend 

qualifizierte Erschließungskonzeption mit Darstellung der Sickerflächen im Bebauungsplan 

halten wir für erforderlich. Das Bauleitverfahren stellt aus Sicht der 

Wasserwirtschaftsverwaltung den günstigsten Zeitraum für entsprechende Planungen dar. 

Im Sinne der ressourcensparenden Mehrfachnutzung wird angeregt, die Flächen der 

Randeingrünung, die Anlagen zur Löschwasserbereitstellung (als Absetzanlage + ggf. 

zusätzliches Volumen für Brauchwassernutzung), die Dachflächen als Grünflächen (zur 

Rückhaltung, Verdunstung, Verbesserung des Mikroklimas, Schaffung von Lebensraum, 

Einfügen in das Landschaftsbild, UV-Schutz für die Dichtbahnen, Hitzeschutz für das 

Gebäude, Eingriffskompensation, Statement…), durchlässige Beläge bei geringen 

Flächenbelastungen, Nutzung des bewachsenen Oberbodens als günstigen und 

wartungsfreundlichen Filter, etc. mit in den Planungsprozess einzubeziehen. Dabei verweisen 

wir auf Festsetzung 7.6. 

 

Vorschlag zur Änderung des Plans: 

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von 

Niederschlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption). 

„Das auf privaten, befestigten Flächen anfallende geringverschmutzte Niederschlags-

wasser darf nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. Dies gilt auch für 

Überläufe von Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) und für sonstige 

nicht schädlich verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwässer sowie Drän- und Sickerwasser 

jeder Art.“ 

 

 

2. Zusammenfassung 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen 

Bedenken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden. 

 

Beschluss: 

Zu 1.1 
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Kenntnisnahme. Aufgrund des nahezu ebenen Planungsgebiets und angesichts der hohen 

Durchlässigkeit des anstehenden Bodens sowie der Tatsache, dass keine Kellergeschoße ge-

plant sind, besteht keine Notwendigkeit, die Planungsempfehlungen aus der Arbeitshilfe zu 

übernehmen. Der Planungsbegünstigte erhält jedoch die Stellungnahme des Wasserwirt-

schaftsamts. 

Zu 1.2 

Kenntnisnahme. Da die Wahrscheinlichkeit einer durch Starkregen verursachten Überflutung 

aufgrund der vorliegenden Geländesituation (hohe Bodendurchlässigkeit, keine Senken) sehr 

gering ist und keine Kellergeschosse geplant sind, wird der Hinweis zunächst nicht in den Be-

bauungsplan aufgenommen. 

Zu 1.3 

Die Einstufung des Schutzgutes Wassers erfolgte gemäß dem Leitfaden „Bauen in Einklang mit 

Natur und Landschaft“. Dabei wurde die Bedeutung des Schutzguts anhand der Beschreibung 

„Gebiet mit hohem, intaktem Grundwasserflurabstand“ als „mittel“ (Kategorie II unterer Wert) 

eingestuft. Fälschlicherweise wurde im Umweltbericht jedoch eine geringe Bedeutung (Katego-

rie I oberer Wert) vermerkt. Dies wird korrigiert. Der Vorgeschlagene Hinweis wird nicht über-

nommen, da die Halle auf einer Bodenplatte ohne Keller flach gegründet wird und keine der 

dazugehörigen Baumaßnahmen in das tiefliegende Grundwasser eingreifen werden. 

Zu 1.4.1 

Kenntnisnahme. Auf den ordnungsgemäßen Umgang mit Altlastenfunden wird in Ziffer ausrei-

chend B 11 hingewiesen. Da im Planungsgebiet in der Vergangenheit ausschließlich landwirt-

schaftliche Nutzungen existierten, wird Niederschlagswasser auch nicht in der Umgebung einer 

Altlast versickert. Daher wird auf den Hinweisvorschlag verzichtet. 

1.4.2 

Eine Dachbegrünung ist nach wie vor nicht vorgesehen, da die Hirschvogel Automotive Group 

die Nutzung der Dachflächen mit PV-Anlagen vorsieht. Außerdem möchte die Firma sich die 

Möglichkeit einer späteren Nutzungsänderung der Halle vom Logistik- zum Fertigungszweck 

vorbehalten. Hierbei könnten weitere Dachaufbauten erforderlich werden, die eine Entfernung 

der Dachbegrünung voraussetzen würde. 

Die Festsetzung A 5.3 „Flachdächer sind mit einer Photovoltaikanlage auszustatten oder 

alternativ durch eine mit Gräsern und Wildkräutern bepflanzte Substratschicht mit min. 10 

cm Stärke zu begrünen.“ wird aufgenommen. Die Festsetzungsnummer A 5.1 liegt fälschli-

cherweise zweimal vor, hier wird die Nummerierung korrigiert. 

Dementsprechend werden Dachbegrünungen in Festsetzung A 5.4 (vorher A 5.2) nun als all-

gemein zulässig erklärt. Dadurch wird eine Dachbegrünung, für den Fall das keine Photovolta-

ikanlage errichtet wird, vorgeschrieben. Der Festsetzungsvorschlag wird aus den oben genann-

ten Gründen abgelehnt. Der Hinweisvorschlag wird in Ziffer B 11 aufgenommen. 

Zu 1.5.1 

Kenntnisnahme 

Zu 1.5.2 

Kenntnisnahme. Es ist nur eine Versickerung über die belebte Bodenzone geplant. Daher sind 

keine Zusatzmaßnahmen erforderlich 

Zu 1.6.1 

Kenntnisnahme. Eine erhebliche Steigerung des anfallenden Abwasservolumens ist durch den 

Betrieb der Logistikhalle nicht zu erwarten. Daher ist eine Anpassung des Abwasserbeseiti-

gungskonzepts der Gemeinde nicht zwingend erforderlich. Sollte zu einem späteren Zeitpunkt 

eine Nutzungsänderung zu einer Produktionsstätte erfolgen, wird dieser Punkt berücksichtigt. 
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Zu 1.6.2 

Kenntnisnahme. 

Zu 1.6.3 

Kenntnisnahme. Durch die geplante Nutzung der Halle zur Warenlagerung und Logistik werden 

keine industriellen Abwässer erzeugt. Unabhängig davon werden die Abwässer des Werks 

durch eine Werkseigene Abwasseraufbereitungsanlage prozessiert. 

Zu 1.6.4 

Die geplante Versickerung war im Bebauungsplanvorentwurf nicht näher konzipiert. Da Wasser 

über den belebten Oberboden versickert werden soll, werden dem Festsetzungsvorschlag ent-

sprechend hierfür die Pflanzflächen der Eingrünung herangezogen. Dabei werden nun im Be-

bauungsplan die Pflanzflächen (A 7.3) ebenfalls als Flächen für die Versickerung ausgewiesen. 

Hierfür werden, für einen 30-jährigen Bemessungsregen Mulden von mind. 1.450 m² Fläche 

und 40 cm Tiefe benötigt. Die Mulden können bepflanzt werden. Die Forderung nach möglichst 

wasserdurchlässigen Flächen ist, wie in der Stellungnahme erwähnt, bereits in Festsetzung A 

7.6 vertreten. Der Vorschlag für die textliche Festsetzung wird als Hinweis B 18 aufgenommen. 

Darüber hinaus wird hierbei aufgezeigt, dass hinsichtlich der großen, zu versickernden Nieder-

schlagsmengen und der hohen Durchlässigkeit die Notwendigkeit einer wasserrechtlichen Ge-

nehmigung zu prüfen ist. 

Zu 2. 

Kenntnisnahme. 

 

 

Abstimmung: Ja 9  Nein 1  Anwesend 10   

 

 

TOP  12 Bebauungsplan „Hirschvogel Automotive Group II„ - Billigungs- und Aus-

legungsbeschluss; Verfahren §§ 3(2) 4(2) BauGB 

 

Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat Denklingen hat in der Sitzung vom 02.06.2021 über die im Verfahren 

nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf des 

Bebauungsplans „Hirschvogel Automotive Group II“ in der Fassung vom 29.01.2021 bera-

ten und entschieden. Auf die Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 

am 02.06.2021 wird verwiesen.  

Die Unterlagen wurden überarbeitet.  

Der geänderte Planentwurf inkl. Begründung und Umweltbericht in der Fassung vom 

02.06.2021 liegen dem Gemeinderat vor (vgl. beiliegende Planfassung inkl. Begründung 

und beiliegenden Umweltbericht in der Fassung vom 02.06.2021). 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis vom Anhörungsverfahren nach § 4 Abs. 1 Baugesetz-

buch, von der Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch und von der Beteiligung 

der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 Baugesetzbuch.  



Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Denklingen vom 02.06.2021, Öffentlicher Teil  Seite 59 von 62 

 

Des Weiteren billigt der Gemeinderat den von der Landschaftsarchitekten und Stadtplaner 

GmbH Terrabiota, Kaiser-Wilhelm-Straße 13, 82319 Starnberg ausgearbeiteten Planent-

wurf inkl. Begründung und Umweltbericht in der Fassung vom 02.06.2021 mit den jeweils 

beschlossenen Änderungen.  

 

Der Entwurf des Bebauungsplans „Hirschvogel Automotive Group II“ in der Fassung vom 

02.06.2021 nebst Begründung und Umweltbericht ist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 

auszulegen; die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 

2 BauGB zu beteiligen.  

 

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  13 Bebauungsplan „Photovoltaik – Ökostrom 24„; Satzungsbeschluss 

 

Sachverhalt: 

 

Hinsichtlich des Bebauungsplanes „Photovoltaik – Ökostrom 24““ sind im Verfahren § 3 

Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB keine Stellungnahmen eingegangen, die eine Änderung der 

Planung veranlassen würde (siehe Sitzung vom 28.04.2021, TOP 9 „Behandlung der im 

Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen/ 

Beschlussvorschläge“). 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt gemäß Art. 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und Art. 23 der 

Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) die Ausfertigung des Bebauungsplanes 

„Photovoltaik – Ökostrom 24“ einschließlich Festsetzungen und Begründung, jeweils in der 

Fassung vom 28.04.2021, als Satzung. Als Anlagen sind der Umweltbericht, die zusam-

menfassende Erklärung sowie das Blendgutachten der SolPEG GmbH vom 19.04.2021 

beigefügt.  

Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan auszufertigen und bekannt 

zu machen. 

 

 

Abstimmung: Ja 7  Nein 3  Anwesend 10   

 

 

TOP  14 Isolierte Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes „An der 

Obstwiese„ zur Verlängerung des Garagendaches – Fl.Nr. 1290/17 Ge-

markung Denklingen – An der Obstwiese 17 

 

Sachverhalt: 
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Für die Fl.Nr. 1290/17 der Gemarkung Denklingen wurde ein Antrag auf Befreiung von den 

Festsetzungen des Bebauungsplanes eingereicht.  

 

Die Errichtung einer Garage/ eines überdachten Stellplatzes (Verlängerung des Garagen-

daches) bedarf grundsätzlich der Baugenehmigung, soweit nichts anderes bestimmt ist (Art. 

55 Abs. 1 BayBO).  

 

Es liegt jedoch Verfahrensfreiheit nach Art. 57 BayBO vor. Es handelt sich um eine kon-

struktiv eigenständige Garage, mit einer mittleren Wandhöhe von max. 3 m und einer Flä-

che von < 50 m². 

 

Oben genanntes Vorhaben liegt im Geltungsbereich des qualifizierten Bebauungsplanes (§ 

30 BauGB). Die Gebietsart ist als allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Nach § 12 

BauNVO i.V.m. § 4 BauNVO sind Garagen und Stellplätze in allgemeinen Wohngebieten 

zulässig. 

   

Das Vorhaben entspricht jedoch nicht den Festsetzungen des Bebauungsplanes „An der 

Obstwiese“. Eine Genehmigungsfreistellung nach Art. 58 BayBO kommt somit nicht in Be-

tracht. Es ist eine Befreiung nach § 31 Abs. 2 BauBG notwendig. 

 

Die Baugrenze wird nicht eingehalten. Ein Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des 

Bebauungsplanes hinsichtlich der Baugrenzen liegt vor (siehe Anlage).  

 

Die Gemeinde kann nach Art. 63 Abs. 3 BayBO über Befreiungen in verfahrensfreien Ange-

legenheiten entscheiden.  

 

Eine Befreiung von den festgesetzten Baugrenzen ist vertretbar, da die Grundzüge der Pla-

nung nicht berührt werden, die Abweichung städtebaulich vertretbar ist und auch bei Wür-

digung der nachbarschaftlichen Interessen keine öffentlichen Belange berührt werden. 

 

Die Erschließung ist gesichert durch die Zufahrt an einer öffentlichen Verkehrsfläche, die 

zentrale Wasserversorgung und zentrale Abwasserbeseitigung im Trennsystem. 

 

Die Stellplatzsatzung der Gemeinde Denklingen wird eingehalten.  

 

 

Beschluss: 

 

Die isolierte Befreiung hinsichtlich der Baugrenzen für die geplante Garage ist zu erteilen. 

 

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

TOP  15 Beschaffungen für die gemeindlichen Feuerwehren 
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Sachverhalt: 

 

Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von der Ausschreibung der von den örtlichen Feuerweh-

ren beantragten Ausrüstungsgegenstände für das Kalenderjahr 2021. Es liegen folgende 

Angebote vor:  

Fa. Krümpelmann GmbH, Ergol-

ding 

Allgem. Beschaffungen 8.684,22 € 

Fa. Krümpelmann GmbH, Ergol-

ding 

Swissphone Quattro XLi-Set 478,56 € 

Fa. BAS GmbH, Planegg Helme u. Schutzanzüge 8.031,79 € 

Fa. Lutz, Gersthofen Werkstattwagen 2.089,00 € 

Fa. Ziegler GmbH, Giengen/Brenz  Akku Peli Rals 9440 169,52 € 

Idealo.de 3 Tablets Samsung Galaxy inkl. Hal-

terung 

1.037,55 € 

 

Idealo.de Outdoor-Smartphone für Einsatz-

fahrzeug 

155,99 € 

Fa. BayWa Werkstattwagen 699,01 € 

Amazon Gewerbe-Staubsauger 122,90 € 

 

 

 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat beschließt, dass das Angebot der Fa. Krümpelmann GmbH, das Angebot 

der Fa. BAS GmbH sowie die Angebote der Firmen Lutz, Ziegler GmbH, idealo, BayWa und 

Amazon anzunehmen sind.  

 

Gesamtkosten: 21.468,54 € 

 

 

Abstimmung: Ja 10  Nein 0  Anwesend 10   

 

 

 

 

Damit war der öffentliche Teil der Sitzung beendet. Herr Erster Bürgermeister Braunegger 

eröffnet nach Ausschluss der Öffentlichkeit den nicht öffentlichen Teil. 

 

Sitzungsende öffentlicher Teil: 20:45 Uhr 

 

 

 

 

 

Andreas Braunegger    Johann Hartmann 
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Erster Bürgermeister    Schriftführer 
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